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Trotz der Bedrohung durch eine Fatwa 
hat die pakistanische Projektpartnerin der 
IGFM Aneeqa Maria Anthony die Arbeit für 
die Christen unter Blasphemie-Vorwürfen 
inzwischen ebenso wieder aufgenommen 
wie für das Patenschaftsprojekt zuguns-
ten behinderter und verwaister Kinder. 
Hunderten Kindern hat ihre Organisation 
„The Voice Society“ eine Schulbildung 
erschlossen und damit geholfen, deren 
begrenzte Möglichkeiten zu erweitern.

Gerade wenn sie Christen sind, werden 
diese zunehmend eingeschränkt, denn der 
gesellschaftliche Druck auf Minderheiten 
nimmt in Pakistan zu. „Der neue Trend 
ist es, dass die gesamte Gemeinschaft 
derer, die in der Gegend wohnen, unter 
den Konsequenzen leidet, wenn jemand 
Blasphemie begeht, oder dies ihm auch 
nur vorgeworfen wird. Entweder werden 
ihre Häuser abgebrannt oder die islami-
schen Fundamentalisten schlagen oder 
foltern sie gar“, schreibt Aneeqa Anthony 
nach ihrer Rückkehr aus Pakistan. Die Un-
gerechtigkeit treibt sie an, trotz des hohen 
persönlichen Risikos weiter zu kämpfen. 

 
Obwohl sie entsprechende Voraus-

setzungen erfüllt, waren die Versuche 
gescheitert, sie im Rahmen des europäi-
schen Schutzprogramms für Menschen-
rechtsverteidiger nach Deutschland zu 
holen. Darum ist es für uns eine besonders 
große Freude gewesen,  die katholische 
Menschenrechtlerin als Anerkennung ih-
res mutigen Einsatzes nach Rom zu einer 
Begegnung mit Papst Franziskus begleiten 
zu dürfen.

Nach ihrem Treffen mit dem Ober-
haupt von 1,2 Milliarden Katholiken 
berichtete die pakistanische Menschen-
rechtsanwältin beim Abendessen im 
Borgo, dem römischen Viertel zwischen 
Engelsburg und dem Vatikan, erstmals an 
dem Tag  über die zurückliegende schwere 
Zeit. Mufti Hameed Ullah Jaan, der dem 
IS nahesteht, hatte im letzten Dezember 
an vielen öffentlichen Plätzen in der paki-
stanischen Stadt Lahore ein islamisches 
Rechtsgutachten aushängen lassen, dem 
zufolge jedem Muslim das Paradies gewiss 

sei, der die Rechtsanwältin, ihre Angehöri-
gen und Unterstützer töte. Sie gehe gegen 
Pakistans Blasphemiegesetze vor und sei 
daher todeswürdig.

„Im Punjab wird es im Winter sehr kalt. 
In unserem Versteck haben wir furchtbar 
gefroren. Die Kinder wurden krank.“ Streng 
genommen war dieser Abend der Erste 
seit Monaten, an dem Anthony ruhig zu 
Bett gehen konnte. Dennoch hatte kurz 

tragen. „Alles liegt in Gottes Hand“, sagte 
Aneeqa Anthony schlicht dazu. 

„Wo ist die pakistanische Familie mit 
den Kindern?“, fragten Mitarbeiter der 
Präfektur rund zwei Stunden vor Beginn 
der Generalaudienz Thomas Schirrmacher, 
den Präsidenten des Internationalen Rates 
der Internationalen Gesellschaft für Men-
schenrechte (IGFM). In aller Frühe waren 
die IGFM-Vertreter auf das Plateau vor den 

Rechtsanwältin Aneeqa Maria Anthony überreicht Papst Franziskus den „Stein des Anstoßes“,  
als Zeichen der Diskriminierung von Christen in Pakistan.  

Rechts neben Frau Anthony Professor Thomas Schirrmacher, Präsident des Internationalen Rates 
der IGFM, am linken Bildrand IGFM-Mitarbeiterin Michaela Koller

Aneeqa Anthony weiter couragiert im Einsatz für die Bedrängten
Ermutigung durch Begegnung mit Papst Franziskus

vor ihrem Abflug festgestanden, dass ihr 
Aufenthalt in Europa nur sehr kurz aus-
fallen musste, weil ihre Familie sie nicht 
begleiten durfte. 

Erst verweigerte die italienische Bot-
schaft den zwei kleinen Kindern im Alter 
von einem und vier Jahren das Visum, 
schließlich händigte sie wider Erwarten 
ihrem Mann Shahid den Pass nicht aus, 
weswegen er zurückbleiben musste. Sie 
alle hatte die Präfektur des Päpstlichen 
Hauses zur Audienz am 22. Juni eingela-
den, in deren Rahmen eine kurze Begeg-
nung mit Papst Franziskus vorgesehen 
war. Die Botschaft wusste davon, ließ sich 
sogar noch das Schreiben von Erzbischof 
Georg Gänswein übersetzen, blockierte 
die Einreise dennoch, wohl aus Sorge, die 
bedrängten Christen könnten Asyl bean-

Pforten des Petersdoms gekommen, um 
mitzuteilen, dass voraussichtlich nur Anee-
qa Anthony der Einladung folgen konnte. 
Bis eine halbe Stunde, bevor Papst Franzis-
kus auf dem Petersplatz erschien, war es 
nicht einmal sicher, ob die Rechtsanwältin 
aus Pakistan durch die Menschenmassen 
und Sicherheitskontrollen hindurch zu 
ihrem Platz in der prima fila, der ersten 
Reihe, gelangen würde: Nach der Erteilung 
des Visums blieben ihr nur 24 Stunden, um 
von der südasiatischen Provinzhauptstadt 
aus das Zentrum der Weltkirche zu errei-
chen, ein Wettlauf mit der Zeit. 

Aneeqa Anthonys Botschaft an Papst 
Franziskus fiel entsprechend aus: „Mögen 
sich doch die europäischen Staaten nicht 
vor den geplagten Christen abschotten. 
Helfen Sie uns, deren Regierungen zu 
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Konvertiten 
anhaltend unter Druck

Der schiitische Got-
tesstaat Iran hat den In-
ternationalen Pakt über 
bürgerliche und politische 
Rechte ratifiziert, der Re-
ligionsfreiheit garantiert, 
jedoch bewegt sich das 
Regime in dieser Hinsicht 
mit jedem Schritt nach vorn 
gleich wieder zwei zurück: 
Unter der kleinen Minder-
heit von Nicht-Muslimen 
(ein Prozent von 76, 4 Mil-
lionen Einwohnern) wächst 
gerade das Christentum, 
das neben Judentum und 
Zorastrismus zwar formal 
anerkannt ist, dessen 
Rechte aber durch Missi-
ons- und Konversionsver-
bot ausgehöhlt werden. Dass das Regime 
gerade durch Unterdrückung, Verfolgung 
und Rechtsbrüchen die islamische Religion 
diskreditiert, bedenken die Machthaber 
nicht. Christen müssen sich somit nicht 
einmal sehr um Werbung für ihren Glau-
ben bemühen, um Zulauf zu erhalten. Es 
sind nicht die Kirchen der 150.000 meist 
armenischen und assyro-chaldäischen 
Christen, die voller werden. Ziel derer, die 
sich fürs Christentum interessieren, sind 
die Versammlungsorte der Hauskirchen. 
An ihnen aber statuieren die Mächtigen 
Exempel, darunter lange Zeit auch an 
Pastor Saeed Abedini, der aufgrund in-
ternationaler Proteste endlich in diesem 
Januar freikam.

Ein anderes Beispiel ist Pastor Youcef 
Nadarkhani, der Gefangener des Monats 
Dezember 2010 war. Der Hauskirchenlei-
ter, seine Frau und Mitglieder seiner Haus-
kirche werden weiterhin vom iranischen 
Regime bedrängt. Bei Redaktionsschluss 

Islam den Rücken gekehrt habe. Er wand-
te ein, bereits als Kind zum Christentum 
gefunden zu haben. Im Oktober 2009 
wurde er erneut festgenommen, zunächst 
wegen seines Protests gegen die Verpflich-
tung seiner Kinder, den Koranunterricht 
in der Schule besuchen zu müssen. Die 

Anklage wurde einige Zeit 
darauf doch wieder auf 
den Vorwurf der Apostasie, 
des Abfalls vom Glauben, 
erweitert. Zudem wurde 
ihm vorgehalten, für seinen 
neuen Glauben geworben 
zu haben. Im September 
2010 verhängte das zu-
ständige Gericht in Rasht 
am Kaspischen Meer die 
Todesstrafe gegen Nadark-
hani. Das Urteil wurde zu-
nächst von höherer Instanz 
bestätigt, jedoch danach an 
das ursprüngliche Gericht 
zu erneuten Entscheidung 
zurückverwiesen: Endlich 
sprach ihn das Gericht am 
8. September 2012 vom 

Vorwurf der Apostasie frei. Menschen-
rechtsorganisationen wie die IGFM hatten 
erreicht, dass sich wiederholt prominente 
Politiker beim Iran für seine Freilassung 
einsetzten. Auch Nadarkhanis Ehefrau war 
zeitweise inhaftiert worden, um – wie es 
hieß – die Familie zu zwingen, zum Islam 
zurückzukehren

Jedoch war Nadarkhani seither zwei-
mal bereits wieder kurzzeitig inhaftiert, 
um den Jahreswechsel 2012/2013 sowie 
am 13. Mai dieses Jahres zusammen mit 
seiner Frau Tina. Sicherheitskräfte waren 
in ihre Wohnung eingedrungen, hatten sie 
durchsucht und das Ehepaar sowie einen 
Gast namens Yasser Mossayebzadeh 
festgenommen. 

Iran Irans Politik der Rückwärtsschritte

überzeugen!” Sie überbrachte ihm an dem 
sonnig-heißen Vormittag ein außergewöhn-
liches Geschenk: Sie hatte mit drei Waisen-
kindern, die sie vor Gericht vertritt, einen 
Ziegelstein bemalt und diesen als Symbol 
der Unterdrückung vieler Christen ihrer 
Heimat überreicht, wo viele Glaubensge-
schwister in sklavereiähnlichen Verhältnis-
sen in Ziegeleien schuften. Auch den Eltern 
der drei Waisenkinder Salman, Sonia und 
Poonam erging es so. Als Gerüchte aufka-
men, sie hätten Seiten aus einem Koran 
verbrannt, ließ der Besitzer der Ziegelei, 
Yusuf Gujjar, sie nicht fliehen.  

Ein Onkel hatte ein Kind adoptiert und 
das Fünfte war unterwegs, als eine aufge-
brachte Menge am 4. November 2014 das 

christliche Ehepaar unter dem Vorwurf der 
Gotteslästerung aufgriff, ihnen die Kleider 
vom Leib riss, sie brutal zusammenschlug, 
ihnen dabei die Beine brach und sie an-
schließend noch lebend in den Brennofen 
der Ziegelei stieß. Ihre Kinder, die der wü-
tende Mob mitergreifen wollte, hatte eine 
Tante in Sicherheit gebracht. Lynchmorde 
allein aufgrund eines Verdachts ereigneten 
sich bereits mehrfach seit der Einführung 
der Blasphemie-Gesetze in den achtziger 
Jahren unter Präsident Zia ul-Haq, die 
drakonische Strafen vorsehen.  

Aber Aneeqa Anthony war es, die 
zusammen mit Anwaltskollegen dafür 
sorgte, dass solche Täter erstmals zur 
Verantwortung  gezogen werden. In diesem 

Fall kamen 106 Verdächtige hinter Gitter. 
Dass eine gebildete Frau, eine Christin 
zumal, solchen Einfluss hat, passt nicht 
ins Weltbild extremistischer Muslime. So 
sannen sie auf Rache.

 
„Sie mussten miterleben, wie  ihre 

Eltern, Shama und Shahzad lebendig im 
Ziegelofen verbrannt wurden“, sagte sie 
dem Papst, der bewegt zuhörte. Sie alle sei-
en nun nicht mehr sicher in ihrer Heimat, 
beklagte sie. „Pakistan ist kein sicheres 
Herkunftsland – nicht für uns Christen und 
vor allem nicht für die Kinder von Shama 
und Shahzad“, sagte sie, während sie ihm 
den Ziegelstein zeigte.      Michaela Koller

sah sich der konvertierte Pastor dem 
wiederholten Vorwurf ausgesetzt, durch 
„zionistische Aktivitäten“ und Mission ge-
gen die nationale Sicherheit gehandelt zu 
haben. Bis Ende Juli sollte er fast 30.000 
Euro als Kaution vorlegen, um auf freiem 
Fuß zu bleiben. 

Erste Verhaftung 
bereits vor zehn Jahren

Zur Erinnerung: Bundesgesundheits-
minister Herrmann Gröhe (CDU) war sein 
politischer Pate im IGFM-Patenschaftspro-
gramm. Seine erste Verhaftung erlebte 
Nadarkhani bereits vor zehn Jahren, weil 
er angeblich im Alter von 19 Jahren dem 

Pastor Nadarkhani nach seiner Freilassung im Jahr 2012; Foto: privat
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Gemeinde 
im Visier des Regimes

 
Während sie die Eheleute am selben 

Tag wieder freiließen, gerieten der Gast so-
wie zwei weitere Mitglieder der „Kirche des 
Iran“ ins Visier des Regimes. Sie wurden 
im Lakan-Gefängnis in der Nähe der Stadt 
Rasht festgehalten. Die IGFM benannte 
Yasser Mossayebzadeh zusammen mit 
Saheb Fadaie sowie Mohammadreza 
Omidi zu Gefangenen des Monats Juni. 
Die drei Männer waren schon im Februar 
vorigen Jahres kurzzeitig in Haft. Yasser 
Mossayebzadeh und Saheb Fadaie wurden 
schließlich gegen Zahlung einer Kaution 
(jeweils umgerechnet fast 30.000 Euro) 
Ende Mai freigelassen, Omidi schließlich 
am 7. Juni. Bis sie das Geld aufbringen 
konnten, stellte die enorme Höhe des 
Kautionsbetrags zunächst eine unüber-
windliche Hürde zur Freiheit dar. Gründe für 
die Inhaftierungen wurden nicht genannt. 
Die IGFM befürchtet, dass die Razzien und 
Festnahmen dazu dienen sollen, Mitglieder 
junger christlicher Gemeinschaften ins Exil 
zu drängen.

Maryam Naghash Zargarans Schick-
sal, die Gefangene des Monats Dezember 
2014 war, liefert ein weiteres Beispiel für 
die Religionspolitik der Rückwärtsschritte: 
Sie sitzt seit dem 15. Juli 2013 weiter in 
Haft, ausgerechnet in dem berüchtigten 
Evin-Gefängnis. Bereits zwei Monate 
nach der Inhaftierung erlitt sie eine 
Herzerkrankung; Depressionen und psy-
chosomatische Beschwerden plagen sie 
zudem wiederholt. Offenbar wird Zargaran 
unzureichend medizinisch versorgt und 
immer wieder vorzeitig aus dem Kranken-
haus ins Gefängnis zurück transferiert. 
Sie durfte am 6. Juni erstmals für einen 
Krankenhausaufenthalt das Gefängnis 
verlassen. Ständiger Brechreiz, starke 
Kopf- und Ohrenschmerzen plagten sie län-
ger. Sie hatte Ende Mai einen Hungerstreik 
unterbrochen, der fünf Tage anhielt und 
aufgrund dessen sie zeitweise bewusstlos 
war, jedoch auch nur kurz in einer Klinik 
vorgestellt wurde.

 
IGFM-Einsatz für Konvertiten

Das Revolutionsgericht in Teheran 
verurteilte die 36-Jährige, die vom Islam 
zum Christentum übergetreten war, 2013 
zu vier Jahren Haft. Im Urteil wurde ihr 
„Propaganda gegen das islamische Re-
gime und Untergrabung der nationalen 
Sicherheit“ vorgeworfen. Die IGFM setzt 
sich weiter für die endgültige Freilassung 
von Nagah Zargaran ein.

Staatssicherheit überwacht 
alle Gläubigen

 
Zum Hype um die angebliche Reform-

bereitschaft des seit drei Jahren amtieren-
den Präsidenten Hassan Rohani hielten 
Menschenrechtsorganisationen, darunter 
die IGFM, von Anfang an Abstand. Sein 
Wahlsieg im Juni 2013 änderte schließ-
lich nichts an der Rolle des islamischen 
Wächterrats und des Revolutionsführers Ali 

Chamenei. Überwachungen, Drohungen, 
Einschüchterungen und willkürliche Ver-
haftungen ehemaliger Muslime waren un-
ter seinem Vorgänger Präsident Mahmud 
Ahmadinedschad sprunghaft angestiegen. 
Kirchgänger werden überprüft, Kirchen 
geschlossen, persischsprachige Gottes-
dienste unterbunden. Die Behörden üben 
Druck auf die Pastoren und Gemeindever-
antwortlichen der Hauskirchen aus, damit 
diese ihre Heimat verlassen, nachdem 
sie ihnen schon Erklärungen abgerungen 
haben, Muslimen den Besuch ihrer Gottes-
dienste zu untersagen. 

 Auch verfolgen sie die Behörden mit 
falschen Verdächtigungen, etwa mit dem 
Vorwurf, im Dienste feindlicher Mächte 
die nationale Sicherheit zu gefährden und 
auf den Sturz der islamischen Herrschaft 
hinzuarbeiten. Der Staat kontrolliert alle 
Aktivitäten der Glaubensgemeinschaften 
und jede andere Art von religiösen und 
kulturellen Organisationen, die nicht dem 
schiitischen Islam angehören. Für die 
Überwachung aller religiösen Aktivitäten ist 
das Ministerium für Nachrichtenwesen und 
Staatssicherheit (MOIS) zuständig.

Ihre Spende überweisen Sie bitte unter dem Kennwort
„Religionsfreiheit“ auf folgendes Konto:

IBAN:  DE31 5502 0500 0001 4036 00   •   Swift-BIC:  BFSWDE33MNZ
IGFM  •  Bank für Sozialwirtschaft  •  Kto. Nr. 1403600  •  BLZ 550 205 00

Helfen Sie bitte, diese Informationen 
zu verbreiten. Fragen Sie in der 
Geschäftsstelle gerne auch nach der 

elektronischen Ausgabe:

religion@igfm.de 

oder   +49 (0) 69 – 42 01 08 – 0

 Formell stellt das iranische Strafrecht 
das Verlassen des Islam nicht unter Strafe. 
Da aber Artikel 170 der Verfassung vor-
sieht, dass das islamische Recht im Zweifel 
über dem staatlichen Recht steht, kann 
jeder, der die islamische Glaubensgemein-
schaft verlassen möchte, mit der Todes-
strafe rechnen. Nur der Druck der internati-
onalen Öffentlichkeit, vor dem Hintergrund 
der Anstrengungen des Regimes, weitere 
Isolation außenpolitisch zu vermeiden, 
hat bislang wenigstens einige Konvertiten 
vor dem Tod bewahrt. Die IGFM  kritisiert 
scharf, dass der Iran sich damit brüstet, 
völkerrechtlich bindende Menschenrechts-
verträge ratifiziert zu haben, ohne jedoch 
die geringsten Anstalten zu machen, diese 
Verträge auch nur ansatzweise einzuhal-
ten. Daher appelliert die IGFM immer an 
die westlichen Regierungen, insbesondere 
Deutschlands, die Erfüllung konsequenter 
einzufordern. Unterstützen auch Sie uns 
bei dieser Arbeit!

 
Michaela Koller (unter Mitarbeit von 

Walter Flick)

Die Christen Eldar Gurbanov, Yusif 
Farhadov und Bahram Nasibov, alle drei 
Aserbaidschaner und Mitglieder einer 
Hauskirche, waren auf Einladung von 
Freunden nur zu Besuch in Teheran, als 
sie von Sicherheitskräften bei einer Ver-
lobungsfeier am 24. Juni festgenommen 
wurden. Obwohl unklar ist, was sie ihnen 
überhaupt vorwerfen, werden sie seither 
im Evin-Gefängnis festgehalten. Die IGFM 
setzt sich für sie ein, indem sie sie zu 
Gefangenen des Monats August benannt 
hat. 
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Die IGFM hat inzwischen auch erfahren, 
dass IS-Täter, die vorgeben, Flüchtlinge 
zu sein, Christen bedrohen. Der Begriff 
„Fronturlaub“ wäre wohl zutreffender 
als „Flucht“, denn es ist mit einer 
Rückkehr nach Syrien oder zu anderen 
Kampfplätzen zu rechnen. Eine Flücht-
lingsunterkunft in Bayern nennen die 
Christen „Klein-Rakka“, nach dem 
nordsyrischen Hauptsitz der Terrormiliz 
Islamischer Staat. Es wird vollständig 
von Arabern kontrolliert, die eigenen 
Angaben zufolge auf der Seite des IS 
oder der Al-Nusra-Front gekämpft haben 
und damit gar prahlen. Ein Christ floh 
von dort, lebte obdachlos woanders in 
Deutschland, bis die IGFM den örtlichen 
Bischof um eine Lösung bat und dieser 
prompt half. Aus Sicherheitsgründen 
kann die IGFM weder Ort noch Namen 
nennen. Die IGFM erfährt regelmäßig 
von Wohnungsgesuchen Bedrängter. 
Prüfen Sie selbst, ob Sie helfen können 
oder fragen Sie in Ihrer Pfarrgemeinde, 
ob notfalls Opfer oder Bedrohte aufge-
nommen werden können.              (mk)

Es müssen zügig Vorkehrungen getrof-
fen werden, damit die Opfer und Bedroh-
ten rasch in Sicherheit gebracht werden 
können. Eine bundesweite mehrsprachige 
Notrufnummer, wie das erfolgreiche ‚Hil-
fetelefon Gewalt gegen Frauen‘, das rund 
um die Uhr und an jedem Tag des Jahres 
erreichbar ist, muss für Gewaltopfer in 
Flüchtlingsunterkünften eingerichtet wer-
den. Die vielfach Traumatisierten brauchen 
zudem Vertrauenspersonen, denen sie 
sich öffnen können, die denselben Glau-
ben haben.

Offenbar sind rigide Rechtsvorstellun-
gen wie aus den mehrheitlich islamischen 
Herkunftsländern nun auch unter einigen 
strenggläubigen Muslimen in deutschen 
Flüchtlingsunterkünften präsent.

Die IGFM fordert zur Prävention auch, 
Angehörige von religiösen Minderheiten 
beschleunigt anzuerkennen, sie mit ande-
ren Minderheiten zusammenzulegen, dazu 
die Religionszugehörigkeit von Anfang an 
zu erfassen und somit die Dominanz einer 

autoritär geprägten Mehrheit zu vermei-
den. Desweiteren appelliert die IGFM an 
Politik und Kirchen, die rechtlichen und 
logistischen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, damit Opfer, ob von physischer 
oder psychischer Gewalt, beschleunigt 
evakuiert werden können. Das Wachper-
sonal muss entsprechend geschult und 
geeignet sein, um religiöse Minderheiten 
zu schützen. (mk) 

„Sie haben es wegen des 
Mobbings in der Unterkunft 

nicht mehr ausgehalten“ 

Viele Christen mussten in den letz-
ten Jahren wegen Verfolgung ihr Land 
verlassen, viele davon aus der Wiege des 
Christentums. Einigen geht es in Deutsch-
land nicht viel besser: die Bedrohung von 
Christen durch radikale Muslime wurde 
leider importiert und breitete sich in ei-
nigen Flüchtlingsheimen aus. Michaela 
Koller befragte Paulus Kurt, den Leiter des 
Arbeitskreises Flüchtlinge des Zentralrats 
Orientalischer Christen in Deutschland 
(ZOCD), nach Hintergründen des Phäno-
mens und Konsequenzen.

Herr Paulus Kurt, Christen aus dem 
Nahen Osten müssen sogar in Deutsch-
land Angst haben. Sie werden in den 
Unterkünften, in denen sie die ersten 
sechs Monate nach der Aufnahme in 
Deutschland verbringen müssen, von 
radikalen Muslimen bedrängt. Wie haben 
Sie reagiert?

Paulus Kurt: Unser erster Kontakt wa-
ren die Heimleitungen, um auf das Problem 
hinzuweisen. Wir haben zunächst einmal 
gefragt, inwiefern sie informiert sind. Diese 
haben oft versucht, das zu beschönigen 
und argumentiert, dass es dort so beengt 
sei. Wir haben die Menschen weiter betreut 
und bei dem einen oder anderen gesehen, 
dass es noch viel dramatischer ist, als sie 
uns das Problem dargestellt haben. 

Sind diese Vorgänge den Behörden 
bekannt?

Paulus Kurt: Wir haben dann mit 
Behörden Kontakt aufgenommen, auch 
mit Politikern und darauf hingewiesen, 
aber wir bekamen kaum Unterstützung. 
Wir haben darauf vertraut, was uns ge-
sagt wurde: Deutschland ist ein säkularer 
Rechtsstaat. Für die Behörden stand fest, 
dass alle Menschen, die hier Schutz su-
chen, miteinander zurechtkommen und 
in Frieden miteinander leben müssen. Sie 
haben aber keine Lösung vorgeschlagen, 
wie sie das machen sollen. In den meisten 
Fällen fehlt den Mitarbeitern in den Be-
hörden das kulturelle und geschichtliche 
Hintergrundwissen.

Die Gespräche, die wir mit ihnen 
geführt haben, ergaben, dass sie nichts 
weiter tun können, wenn keine Anzeige 

vorliegt. Auch die Fälle, die angezeigt wur-
den, haben viel zu lange gedauert, und 
durch die Erstattung der Anzeige haben 
die Christen in den Heimen noch mehr 
Druck bekommen. Das geschah nicht nur 
durch die Beschuldigten, sondern auch von 
größeren Gruppierungen. Sie sind auf sie 
losgegangen und drohten: Ihr traut euch 
uns anzuzeigen – das wird ein Nachspiel 
haben.

Wenn es keine Einzelfälle mehr sind, 
sondern von einem konfliktreichen Ne-
beneinander ausgegangen werden muss: 
Was sind die Hintergründe dafür?

Paulus Kurt: Ein Grund unter anderem 
ist der Umstand, dass sich in manchen Hei-
men inzwischen schon radikalislamische 
Gruppierungen gebildet haben und sich 
dort ausbreiten.

In diesen Einrichtungen wird ja auch 
Sicherheitspersonal eingesetzt. Wie stel-
len die sich denn dazu?

Paulus Kurt: Wir haben oft erfahren, 
dass Sicherheitskräfte, die muslimisch 
waren, ihre Glaubensbrüder unterstützten 
und dadurch die anderen benachteiligten. 
Christen erlebten es so, dass diese Kräfte 
ihre Zuständigkeiten vernachlässigten. 
Security-Leute haben wohl in einigen 
Fällen Christen bedroht, als diese Anzeige 
erstatteten. Wir haben in einigen Heimen 
sogar gesehen, dass dort Salafisten unter 
den Sicherheitsleuten arbeiteten.

Es wäre die Aufgabe der Sicherheits-
kräfte, die Schwächeren vor den Stärkeren 
zu beschützen, aber einige zeigen sich 
vielmehr befangen....

Paulus Kurt: Ja. Für Muslime ist das 
eine Selbstverständlichkeit, sich auf die 
Seite der Glaubensbrüder zu stellen. So 
ist es für die Christen in der Folge schwie-
rig, deren Unterstützung für ihre Anliegen 
bei den Behörden zu bekommen. Und in 
den Heimen, die von Muslimen betrieben 
werden, haben die Christen fast gar nichts 
zu sagen.

IGFM fordert dringend Hilfe und Prävention zum Schutz christlicher Flüchtlinge
Die IGFM fordert die Einrichtung ei-

ner staatlichen Notrufnummer für Opfer 
von Mobbing, Drohungen und Gewalt 
in deutschen Flüchtlingsunterkünften. 
Christen und Angehörige anderer Min-
derheiten geraten immer wieder durch 
radikale Gruppen unter Druck, wenn 
sie deren Regeln nicht folgen. In den 
Heimen, wo sich extreme Gruppierun-
gen zu entfalten trachten, geht nach 
Einschätzung der IGFM Angst unter den 
Minderheiten um.

Eine Mahnwache „für bedrängte und 
verfolgte orientalische Christen in 
Deutschland“ gegenüber dem Bundes-
tagsgebäude (Südeingang) hatten Mit-
glieder der IGFM am 27. Mai organisiert. 
Sie kritisierten dabei, dass noch immer 
viele Politiker und Verantwortliche in 
den Kirchen dazu schweigen. Mit dabei 
war auch Wolfgang Link, seit mehr als 
40 Jahren IGFM-Mitglied und Gründer 
der Stephanus-Stiftung für verfolgte 
Christen, sowie christliche Inder und 
Pakistaner, die Flugblätter verteilten. 
„Die Passanten haben positiv reagiert“, 
berichtete IGFM-Mitglied Link. Mahnwa-
chen vor Landtagen und Bischofssitzen 
müßten nun folgen, schlägt er vor.
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Nordkorea Christentum nahezu ausradiert 
Der Schlüssel liegt in China

Kim Young-il, Gründer und Leiter der koreanischen Organisation “People for Successful Corean 
Reunification” (PSCORE) im IGFM-Gespräch; Foto: Alicja Malinowski

Nirgendwo sonst ist es um die 
Religionsfreiheit so dramatisch bestellt 
wie in Nordkorea: Vor der Ausrufung 
der „Demokratischen Volksrepublik 
Korea“ galt Pjöngjang als das Jerusa-
lem des Ostens, da den Christen dort 
etwa 100 Kirchen offenstanden. Vor 
rund 100 Jahren lebten in der heutigen 
Hauptstadt Nordkoreas bis zu 14.000 
Menschen, die sich offen zum Glauben 
an Jesus Christus bekennen konnten. 
Nach sieben Jahrzehnten totalitärer 
Gewaltherrschaft ist das Christentum 
dort wohl nahezu ausradiert worden. 
Von Südkorea aus versuchen zuweilen 
Missionare, religiöse Literatur in das 
abgeriegelte Land einzuschleusen. 
Gläubige werden aber rigide verfolgt: 
„Allein der Besitz einer Bibel kann mit 
der Todesstrafe geahndet werden“, be-
richtet Kim Young-il. Er ist Gründer und 
Leiter der koreanischen Organisation 
„People for Successful Corean Reuni-
fication” (PSCORE) mit Sitz in der süd-
koreanischen Hauptstadt Seoul. Mit 
seinem Team setzt er sich besonders 
für Flüchtlinge aus dem Norden ein, wo 
er selbst geboren und aufgewachsen 
ist. Als junger Armeeangehöriger floh 
er zusammen mit seiner gesamten 
Familie nach China und lebte dort fünf 
Jahre im Untergrund, bis die weitere 
Flucht nach Südkorea gelang. 

Seit Ende der 80er und Anfang 
der 90er Jahre eine Hungersnot in 
Nordkorea um sich griff und viele 
Menschen aus dem isolierten Land 
flüchteten, um etwa in China überle-
ben zu können, lernten Nordkoreaner 
in dem Nachbarland das Christentum 
neu kennen. Dort wird zwar auch die 
Religionsfreiheit eingeschränkt, aber 
die Zahl der Christen nimmt im bevöl-
kerungsreichsten Land der Erde stetig 
zu. Die Volksrepublik spielt auch sonst 
eine Schlüsselrolle hinsichtlich der 
Entwicklung in Nordkorea. Obwohl es 
beide Abkommen der Genfer Flücht-
lingskonvention aus den Jahren 1951 
und 1967 ratifiziert hat, liefert China 
alle aufgegriffenen Flüchtlinge aus 

Nordkorea aus, denen dann Folter und 
Tod droht. Die IGFM appelliert regel-
mäßig an Staatspräsident Xi Jinping, 
diese Flüchtlinge zu schützen und nach 
Südkorea ausreisen zu lassen.    (mk)

Die IGFM befragte Kim Young-il 
nach der Situation der Religionen im 
unfreiesten Land der Welt:

Herr Kim, was können Sie uns 
zur Untergrundkirche in Nordkorea 
sagen?

Kim: Wissen Sie, ich bin zu der 
Überzeugung gekommen, dass es in 
Nordkorea nichts gibt, das den Namen 
Untergrundkirche verdient. Vor dem 
Koreakrieg gab es im Norden sehr viele 
Christen, aber das Christentum und 
auch alle anderen Religionen wurden 
vom Regime mit äußerster Härte be-
kämpft. Alles, was beinhaltet, dass es 
etwas Höheres als den jeweiligen Füh-
rer geben könnte oder was außerhalb 
der staatlichen Ideologie Sinn stiften 
könnte, wird rigoros verfolgt und aus-
gelöscht. Physisch ausgelöscht. 

Der Norden Koreas hat doch eine 
beachtliche christliche Tradition. Wur-
de Pjöngjang nicht das „Jerusalem des 
Ostens“ genannt?  

Kim: Der Koreakrieg begann 1950. 
Ob heute im Norden noch ein einziger 
Christ aus der Vorkriegszeit lebt? Wie 
viele mögen es geschafft haben, ihren 
Glauben an ihre Kinder und Enkel wei-
ter zu geben? Zum Thema Religion gibt 

es eine sehr feindliche Propaganda des 
Regimes in den Schulen. Den Kindern 
werden vor allem Schauergeschichten 
von niederträchtigen amerikanischen 
Missionaren erzählt. Und selbst Kinder 
werden aufgefordert, ihre Angehöri-
gen zu denunzieren. Vielleicht gibt es 
vereinzelt Christen, die ihren Glauben 
verheimlicht haben und so dem Straf-
lager entgangen sind. Aber eine Unter-
grundkirche, also mehrere Menschen, 
die sich treffen und vielleicht sogar 
anderen von ihrem Glauben erzählen? 
Das passt einfach nicht zur Realität 
in Nordkorea. Das kann ich mir nicht 
vorstellen.

Aber es gibt Organisationen, die 
von Zehntausenden, ja bis zu 100.000 
Christen in Nordkorea sprechen.

Kim: Ich kenne diese Zahlen. 
Aber ich frage mich: Wie kann ir-
gendjemand das wissen? Die Leute, 
die diese Zahlen verbreiten, können 
auch nicht erklären, wie sie zu diesen 
Zahlen kommen. In Südkorea leben 
insgesamt knapp 30.000 Flüchtlinge 
aus dem Norden. Unsere Organisa-
tion PSCORE ist von Nordkoreanern 
aufgebaut worden, um gerade ihnen 
zu helfen. Ich selbst habe im Laufe der 
Jahre mit sehr, sehr vielen Nordkorea-
nern gesprochen. Annähernd alle von 
ihnen haben entweder in China oder 
in Südkorea zum ersten Mal Kontakt 
zum Christentum gehabt. 

Nun gibt es tatsächlich einige we-
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nige nordkoreanische 
Christen, die von sich 
sagen, sie hätten zu ei-
ner nordkoreanischen 
Untergrundgemeinde 
gehört. Wie glaubhaft 
ist das, was sie erzäh-
len? Einige sagen so-
gar, sie hätten Bibeln 
und anderes ins Land 
geschmuggelt. Wenn 
man aber mit ihnen 
persönlich spricht und 
nachfragt, wie sie es 
zum Beispiel geschafft 
haben, sich heimlich 
zu treffen oder andere 
anzusprechen, dann 
löst sich das alles in 
Nichts auf. 

Vom Bibelschmug-
gel hört man immer 
wieder…

Kim: Es gibt schon 
eine Art heimlichen 
Grenzverkehr. In der 
Regel werden Menschen, Lebensmittel 
oder Wertsachen geschmuggelt. Wer 
dabei erwischt wird und glaubhaft 
machen kann, dass es nur der Hunger 
war, der ihn trieb, der kann mit Lager-
haft davonkommen. Das ist furchtbar 
genug. Aber Schmuggel von feindlicher 
Propaganda? Auch die korrupten 
Grenzsoldaten riskieren ihr Leben. 
In Nordkorea gibt es nur staatliche 
Literatur. Auch wer keine Ahnung hat, 
was eine Bibel ist, sieht sofort, dass 
es nicht vom Staat herausgegeben 

wurde. Dann müsste man es ja auch 
nicht schmuggeln. Bei solchen Delikten 
werden die Leute einfach erschossen. 
Es gibt einen Schmuggel von „staats-
feindlicher Propaganda“, nämlich von 
koreanischen Fernsehserien. Aber die-
se Art Schmuggel läuft ganz anders. 

Und was ist mit den Kirchen in der 
Hauptstadt?

Kim: Die Vorzeige-Kirchen gibt es 
nur in Pjöngjang, sonst nirgends. Es ist 
völlig durchsichtig, dass das Schauver-
anstaltungen der Regierung mit Leuten 
von der Staatssicherheit sind. Das gilt 
auch für die buddhistischen Tempel. 
Ein Nordkoreaner erkennt so offen-
sichtliche Aktionen der Staatssicher-
heit auch ohne Namensschild und will 
damit natürlich nichts zu tun haben. Na 

ja, und so etwas wie eine 
Untergrundkirche gibt es 
nach meiner Einschät-
zung in Nordkorea eben 
auch nicht. 

Dafür gibt es aber 
viele christliche Organisa-
tionen in China, die missi-
onarisch aktiv sind.

Kim: Ja in der Tat. 
Ziemlich viele. Sie ver-
suchen, Flüchtlinge aus 
Nordkorea zu erreichen. 
Aber mit einem Nordko-
reaner über Glauben zu 
sprechen, ist gar nicht so 
einfach. Woher soll ein 
Nordkoreaner auch eine 
Idee davon haben, was 
mit „Gott“ gemeint sein 
soll? Aber diese Men-
schen brauchen dringend 
Hilfe. Sie wollen am Le-
ben bleiben und auf gar 
keinen Fall zurück nach 
Nordkorea abgeschoben 

werden. Sie wissen, dass Lager und 
noch viel größeres Elend auf sie war-
ten. Sehr viele Frauen werden in China 
sexuell ausgebeutet. Warum nehmen 
sie es auf sich, in Bordellen jeden Tag 
aufs Neue missbraucht zu werden? 
Warum gehen sie nicht zur chinesi-
schen Polizei? Weil die chinesischen 
Behörden sie nicht nach Südkorea, 
sondern in den Norden abschieben. 
Und weil dort die Aussicht auf Lager-
haft noch schrecklicher ist, als all das 
Furchtbare, was sie in China durchlei-
den. Christliche Organisationen bieten 
den Flüchtlingen Hilfe an. Hilfe im Au-
genblick zu überleben und Hilfe, in die 
Freiheit nach Südkorea zu kommen. 

 
Das Gespräch führte IGFM-Mitarbeiter 
Max Klingberg (Öffentlichkeitsarbeit).

Nordkorea-Mahnwache; Foto: IGFM

Was können Sie tun? Unterstützen 
Sie unsere Unterschriftenaktion für 
nordkoreanische Flüchtlinge, zu der 
Sie Listen in der Geschäftsstelle 
der IGFM anfordern können. Die 
Geschäftsstelle organisiert auch re-
gelmäßig Mahnwachen zu Nordko-
rea, wie etwa vor dem chinesischen 
Generalkonsulat in Frankfurt, weil 
die chinesische Regierung wesent-
lich für die Leiden nordkoreanischer 
Flüchtlinge verantwortlich ist.


